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Racial Profiling  

Pressemitteilung 

Berlin, 25.07.23 

Seit Anfang letzter Woche gibt es in Berliner Freibädern und Sommerbädern 

Einlasskontrollen mit einer Ausweispflicht, sowie eine erhöhte Polizeipräsenz. Wir als 

Antidiskriminierungsnetzwerk Berlin des TBB stehen diesem Verfahren kritisch 

gegenüber.  

Das Columbiabad in Berlin-Neukölln blieb vom 10. – 16.07. aufgrund eines hohen 

Krankenstands des Personals vorübergehend geschlossen. Die Schließung des Sommerbad 

Neuköllns sei demnach von einer Auseinandersetzung zwischen Jugendlichen, dem 

Badepersonal und Mitarbeiter*innen des Sicherheitsdienstes ausgelöst worden. 

Wiederkehrende Vorfälle stellen für die Mitarbeiter*innen der Bäder eine erhebliche Belastung 

dar, worauf diese krankheitsbedingt mehrere Tage ausfielen.  

Als Konsequenz beschlossen Innensenatorin Iris Spranger (SPD) und der Regierende 

Bürgermeister Kai Wegner (CDU), dass Besucher*innen künftig nun ausschließlich unter 

Vorlage eines Lichtbildausweises Zutritt gewehrt werden soll. In den Schwimmbädern ist 

außerdem mit erhöhter Polizeipräsenz zu rechnen. Vor dem Prinzenbad steht seit letztem 

Wochenende eine mobile Polizeiwache. Zudem sind Videoüberwachung an den Eingängen 

sowie eine weitere mobile Polizeiwache am Columbiabad geplant. 

In Anbetracht der Tatsache, dass bestimmte Berliner Bezirke mit rassistischen und 

klassistischen Stereotypen belegt werden, ist der Beschluss nicht verwunderlich. Die 

Vorgehensweise schürt kriminalisierende Stereotype über migrantische Menschen. In den 

Kommentarspalten rund um die Artikel bezüglich der temporären Schließung des 

Columbiabads können wir das in besonderem Maße beobachten. 

Bei einem hohen Aufkommen von Besucher*innenzahlen in den Freibädern Berlins muss 

gewährleistet werden, dass sich Personen verschiedener Positionierungen sicher fühlen. Dort 

wo Sicherheit mit erhöhter Polizeipräsenz assoziiert wird, entsteht Unsicherheit für viele von 

Rassismus betroffenen Personen. Immer wieder berichten uns Menschen in Beratungen von 

Racial Profiling durch die Berliner Polizei, wonach sie aufgrund rassistischer Vorannahmen mit 

eskalativen Kontrollen konfrontiert sind. Es ist somit äußerst bedenklich, dass auch jetzt wieder 

mit dem Einsatz der Polizei reagiert wird.  

Statt einem Ausbau von Sicherheitsbehörden braucht es soziale Lösungen, sowie mehr 

Personal in den Freibädern. Erst am 29.06.23 wurden über die geplanten Kürzungen für 

soziale Angebote in Berlin Neukölln für Haushaltsjahrplanung 2024/25 berichtet. Jugend- und 

Familienzentren sollen geschlossen werden. Die Kürzungen betreffen auch Schulen, die 

Obachlosenhilfe und den öffentlichen Raum.Daneben machen sich die jahrelangen 

Einsparungen bei den Berliner Bäderbetrieben in Bezug auf das Personal bemerkbar. Laut 

Medienberichten beklagten die Mitarbeiter*innen des Columbiabads in einem kürzlich 

verfassten Brandbrief eine „eklatante Unterbesetzung“. 

Als Antidiskriminierungsberatungsstelle  beobachten wir, dass die mediale Reproduktion 

rassistischer Stereotype und Kriminalisierung  unmittelbar zu Diskriminierungen sowie Gewalt 

an Migrant*innen und People of Color führen können. Wir halten die geplanten Maßnahmen –  

Einlasskontrollen, Ausweispflicht, mobile Wachen vor den Bädern – auch im Hinblick auf 

Racial Profiling und institutioneller Diskriminierung für äußerst bedenklich. Gerade im Bereich 



Güter und Dienstleistungen, aber auch in Bezug auf polizeiliche Maßnahmen beobachten wir 

immer wieder, dass bestimmten Personengruppen pauschal gesetzwidriges Verhalten 

unterstellt wird. Wir fordern einen differenzierten und sensibilisierten gesellschaftlichen 

Umgang mit dem Thema mit einem besonderen Blick auf die vorliegend bestehenden 

strukturellen Defizite.  
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